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Begriffsbestimmungen 
 

Bitte lesen Sie die folgenden Begriffsbestimmungen sorgfältig durch – sie sind für das Ver-
ständnis dieser Versicherungsbedingungen notwendig 

 
 
Ablösekapital ist die anstatt einer laufenden Pensionszahlung gewählte garantierte 

einmalige Kapitalleistung im Erlebensfall zu Pensionsversicherungen 
 
Bezugsberechtigter ist die Person, die für den Empfang der Leistung des Versicherers  
(Begünstigter) benannt ist. 
 
Deckungsrückstellung Bei Er- und Ablebensversicherungen bzw. bei Pensionsversicherun-

gen ergibt sich die Deckungsrückstellung aus der Summe der einbe-
zahlten Prämien abzüglich der einmaligen Abschlusskosten und der 
Prämienanteile für Verwaltungskosten, Steuern und Übernahme des 
Ablebensrisikos zuzüglich der Verzinsung mit dem garantierten 
Rechnungszinssatz, den Sie der Versicherungspolizze entnehmen 
können.  Der Versicherer bildet mit diesem Wert eine Rückstellung in 
seiner Bilanz zur Deckung des jeweiligen Anspruchs auf Versiche-
rungsleistung.  

 Bei Ablebensrisikoversicherungen gilt: Die Prämie ist eine Durch-
schnittsprämie über die gesamte Laufzeit. Zur Deckung der Leistun-
gen ist zu Beginn der Laufzeit des Vertrages nicht die gesamte Prä-
mie erforderlich. Daraus resultieren Prämienüberschüsse, aus denen 
die Deckungsrückstellung, die zur Deckung der Leistungen in den 
späteren Jahren erforderlich ist, gebildet wird; diese wird nach an-
fänglicher Steigerung in der zweiten Vertragshälfte abgebaut und ist 
bei Ablauf der Vertragsdauer vollständig aufgebraucht. 

  
Gewinnbeteiligung sind Ihrem Vertrag zugewiesene Überschüsse, die die garantierten 

Versicherungsleistungen aus Er- und Ablebens- bzw. Pensionsversi-
cherungen erhöhen. 

 
Prämie ist das vom Versicherungsnehmer zu zahlende Entgelt. 
 
Prämienfreie ist die nach Einstellung der Prämienzahlung verminderte Versiche- 
Versicherungsleistung rungssumme (bei Er- und Ablebens- und Ablebensrisikoversicherun-

gen) bzw. verminderte Jahrespension (bei Pensionsversicherungen) 
 
Rückkaufswert ist die Leistung des Versicherers, wenn der Vertrag vorzeitig gekün-

digt ("rückgekauft") wird. 
  
Tarif/Geschäftsplan ist eine detaillierte Aufstellung jener Bestimmungen und versiche-

rungsmathematischen Formeln, anhand derer die Leistung des Versi-
cherers und die Gegenleistung des Versicherungsnehmers (Prämie) 
zu berechnen sind, und wurde der Finanzmarktaufsicht vorgelegt.  

 
Versicherer UNIQA Österreich Versicherungen AG, Untere Donaustraße 21, 1029 

Wien 
 
Versicherte Pension  ist die garantierte Versicherungsleistung im Falle der Pensionszah-

lung. 
 
Versicherte Person  ist die Person, für die der Versicherungsschutz übernommen wird. 
 
Versicherungsnehmer  ist der Vertragspartner des Versicherers und Träger der Rechte und 

Pflichten aus dem Versicherungsvertrag. 
 
Versicherungssumme ist die garantierte Leistung des Versicherers im Er- bzw. Ablebensfall. 
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§ 1 Was ist bei der Antragstellung zu beachten? 
 
(1) Als Versicherungsnehmer stellen Sie einen schriftlichen Antrag auf Abschluss eines Lebensversi-
cherungsvertrages. Darin müssen alle Tatsachen angegeben werden, die für die Übernahme des 
Risikos bedeutend sind.  

 
(2) An diesen Antrag sind Sie vier Wochen lang gebunden. Die Frist beginnt mit dem Tag der Antrag-
stellung.  
    
(3) Vertragsgrundlagen sind Ihr Antrag, die Versicherungspolizze mit den darin enthaltenen Tabellen 
der Rückkaufswerte und  prämienfreien Versicherungssummen samt sonstiger Anlagen, der verein-
barte Tarif,  die Versicherungsbedingungen sowie der Geschäftsplan, auf dem der vereinbarte Tarif 
beruht.  
 
§ 2 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? 
 
(1) Der Versicherungsschutz beginnt, sobald wir die Annahme Ihres Antrages schriftlich oder durch 
Zustellung der Versicherungspolizze erklären und Sie die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig be-
zahlt haben. Vor dem in der Versicherungspolizze angegebenen Versicherungsbeginn besteht kein 
Versicherungsschutz. 
 
(2) Ihre Lebensversicherung ist mit vorläufigem Sofortschutz ausgestattet. 
 
Der vorläufige Sofortschutz erstreckt sich auf die für den Todesfall beantragten Summen, höchstens 
auf EUR 100.000,-, auch wenn insgesamt höhere Summen auf das Leben derselben versicherten 
Person beantragt sind. 
Der vorläufige Sofortschutz gilt, 
- wenn die versicherte Person zum Zeitpunkt der Antragstellung voll arbeitsfähig ist, nicht in ärztli-

cher Behandlung oder Kontrolle steht 
- und soweit die Versicherungsbedingungen keine Einschränkungen oder Ausschlüsse (§§ 8, 9 und 

10) vorsehen.                             
 
Der vorläufige Sofortschutz beginnt mit Zugang Ihres Antrages bei uns, frühestens aber mit dem bean-
tragten Versicherungsbeginn. 
Der vorläufige Sofortschutz endet mit Zustellung der Versicherungspolizze, wenn wir Ihren Antrag 
ablehnen, den vorläufigen Sofortschutz als beendet erklären, oder Sie von Ihrem Antrag zurücktreten, 
spätestens jedoch vier Wochen nach Antragstellung. 
Für den Sofortschutz berechnen wir keine gesonderte Prämie. Wenn wir aufgrund des vorläufigen 
Sofortschutzes leisten, verrechnen wir die auf die erbrachte Leistung entfallende Jahresprämie bzw. 
einmalige Prämie. 

 
§ 3 Was ist bei der Prämienzahlung wichtig? 
 
(1) Die Prämien sind Jahres- oder einmalige Prämien, die für uns kostenfrei zu bezahlen sind. 
 
(2) Sie können die Jahresprämie nach Vereinbarung auch in Raten bezahlen, dann jedoch mit Zu-
schlag. Bei Fälligkeit der Versicherungsleistung werden wir offene Raten des laufenden Versiche-
rungsjahres von der Versicherungsleistung abziehen. 
 
(3) Die erste oder eine einmalige Prämie wird mit Zustellung der Versicherungspolizze, nicht aber vor 
Versicherungsbeginn fällig. Sie ist dann innerhalb zweier Wochen ab Fälligkeit zu bezahlen. Sie erhal-
ten eine Aufforderung zur Prämienzahlung. Folgeprämien sind innerhalb eines Monates, bei monatli-
cher Prämienzahlung innerhalb zweier Wochen, jeweils ab dem in der Versicherungspolizze angege-
benen Fälligkeitstag, zu bezahlen. 
  
(4) Eine Stundung der Prämien ist mit uns schriftlich zu vereinbaren. Bei Ablebensrisikoversicherun-
gen ist eine Stundung der Prämien nicht möglich. 
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§ 4 Was geschieht, wenn Sie eine Prämie nicht rechtzeitig bezahlen? 
 
(1) Erste oder einmalige Prämie: 
Wenn Sie die erste oder eine einmalige Prämie nicht rechtzeitig bezahlen, sind wir leistungsfrei, es sei 
denn, Sie waren an der rechtzeitigen Zahlung ohne Verschulden verhindert. Wir können außerdem 
vom Vertrag zurücktreten. Es gilt als Rücktritt, wenn wir die erste oder eine einmalige Prämie nicht 
innerhalb von drei Monaten vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend machen. Bei einem Rücktritt sind 
die Kosten einer ärztlichen Untersuchung von Ihnen zu bezahlen.  
 
(2) Folgeprämie: 
Wenn Sie eine Folgeprämie nicht rechtzeitig bezahlen, erhalten Sie eine schriftliche Mahnung. Bezah-
len Sie den Rückstand nicht innerhalb der in der Mahnung gesetzten Frist von zwei Wochen, können 
wir den Vertrag zum Ablauf der Frist kündigen. Dann besteht der  Versicherungsschutz nur noch in 
Höhe der prämienfreien Versicherungsleistung gemäß §6a oder er entfällt, wenn eine prämienfreie 
Versicherungsleistung nicht oder noch nicht gebildet werden konnte. Tritt nach Ablauf dieser Frist der 
Versicherungsfall ein und wurde die Prämienzahlung nicht vorgenommen, sind wir zur vollen Leistung 
nur dann verpflichtet, wenn Sie ohne Verschulden an der rechtzeitigen Zahlung verhindert waren. 
Darauf werden wir in der Mahnung ausdrücklich hinweisen. 
 
§ 5  Wie berechnet sich Ihre Prämie und welche Kosten und Gebühren fallen an?    
 
(1) Die Prämienberechnung richtet sich nach dem Alter der versicherten Person sowie der jeweils 
vereinbarten Versicherungsleistung und der Vertragslaufzeit. Bei der Berechnung des Alters wird ein 
begonnenes Lebensjahr als voll gerechnet, wenn davon am Tag, an welchem laut Versicherungspo-
lizze das erste Versicherungsjahr beginnt, mehr als sechs Monate verflossen sind. 
  
(2) Wir ziehen von Ihren Prämien zunächst Versicherungssteuer entsprechend den gesetzlichen Best-
immungen, danach Abschlusskosten und Verwaltungskosten ab. 
Abschlusskosten sind alle mit dem Abschluss einer Versicherung verbundenen Kosten, etwa die Kos-
ten für Vermittlung, Beratung, Anforderung von Gesundheitsauskünften, und ärztlichen Attesten etc. 
Die Höhe der Abschlusskosten und Verwaltungskosten entnehmen Sie bitte aus Ihrem Vorschlag und 
Ihrer Polizze. 
 
Für die Übernahme erhöhter Risiken insbesondere wegen Krankheit, Beruf, Sport, etc. werden wir 
Zusatzprämien zu Ihrer Prämie oder besondere Bedingungen mit Ihnen vereinbaren.  

 
(3) Die Rechnungsgrundlagen für die Ermittlung der Kosten nach Abs.2 sind Teil der versicherungs-
mathematischen Grundlagen des jeweiligen Tarifes. Diese können für bestehende Verträge von uns 
nicht verändert werden. Ihre korrekte Anwendung ist von der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) 
jederzeit überprüfbar. 

 
(4) Für durch Sie veranlasste Mehraufwendungen für Ihren Versicherungsvertrag verrechnen wir an-
gemessene Gebühren, und zwar: 

 
- als Mehrkostenersatz für Zustellung der Prämienvorschreibung EUR 2,-; 
- für die Zahlungserinnerung bei Zahlungsverzug der Erstprämie EUR 4,-; 
- für die Mahnung gemäß § 39 VersVG bei Zahlungsverzug einer Folgeprämie EUR 9,-; 
- für die Rechtsanwaltsandrohung bei weiterem Zahlungsverzug EUR 13,-; 
- für das Rechtsanwaltsschreiben bei weiterem Zahlungsverzug EUR 22,-; 
- bei Lastschriftrückweisung stellen wir Ihnen die uns angelasteten Gebühren in Rechnung. 
 
§ 6 Wann können Sie den Versicherungsvertrag kündigen und den Rückkauf beantragen? 
 
(1) Sie können Ihren Vertrag schriftlich ganz oder teilweise kündigen: 
 
- jederzeit mit Wirkung zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres 
- innerhalb eines Versicherungsjahres mit dreimonatiger Frist mit Wirkung zum Monatsende,  

frühestens jedoch mit Wirkung zum Ende des ersten Versicherungsjahres. 
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(2) Für Er- und Ablebens- bzw. Pensionsversicherungen vor Beginn der Pensionszahlung gilt: 
 
a) Im Falle der Kündigung Ihres Versicherungsvertrages erhalten Sie als Rückkaufswert den um einen 
Abzug verminderten aktuellen Wert der Deckungsrückstellung Ihres Versicherungsvertrages zuzüglich 
Gewinnbeteiligung. Der Abzug beträgt: 
- bei Versicherungsverträgen gegen Einmalprämie 2%, 
- bei Versicherungsverträgen gegen laufende Prämie in den ersten drei Jahren 10%; danach verrin-

gert sich der Abzug pro Jahr um einen halben Prozentpunkt bis zum Erreichen des Mindestabzu-
ges von 2% der Deckungsrückstellung. 

 
b) Erfolgt der Rückkauf vor Ablauf von fünf Jahren oder einer vereinbarten kürzeren Laufzeit, so wer-
den die Abschlusskosten nur mit jenem Anteil berücksichtigt, der dem Verhältnis zwischen der zu-
rückgelegten Laufzeit und dem Zeitraum von fünf Jahren oder der vereinbarten kürzeren Laufzeit ent-
spricht. Die darüber hinaus verrechneten Abschlusskosten werden dem Rückkaufswert zugeschlagen. 
 
c) Zu Pensionsversicherungen bei bereits laufender Pensionszahlung ist eine Kündigung bzw. ein 
Rückkauf nicht möglich. 
 
(3) Für Ablebensrisikoversicherungen mit Versicherungslaufzeiten von fünfzehn Jahren und mehr gilt: 
Im Falle der Kündigung Ihres Versicherungsvertrages erhalten Sie als Rückkaufswert den aktuellen 
Wert der Deckungsrückstellung. 

 
(4) Zu Ablebensrisikoversicherungen mit Versicherungslaufzeiten von weniger als fünfzehn Jahren 
besteht nach einer Kündigung kein Anspruch auf Zahlung eines Rückkaufswertes.  
 
(5) Die nach einer Teilkündigung verbleibende prämienpflichtige Versicherungssumme bei Er- und 
Ablebensversicherungen und Ablebensrisikoversicherungen darf EUR 750,- bzw. die prämienpflichtige 
Jahrespension bei Pensionsversicherungen darf EUR 200,- nicht unterschreiten. 
 
(6) Die Rückkaufswerte zum Ende eines jeden Versicherungsjahres sind aus der im Vorschlag und in 
der Versicherungspolizze enthaltenen Rückkaufswerttabelle ersichtlich.   
 
§ 6a Wann können Sie den Versicherungsvertrag prämienfrei stellen? 
 
(1) Sie können Ihren Versicherungsvertrag schriftlich prämienfrei stellen: 
 
- jederzeit mit Wirkung zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres 
- innerhalb eines Versicherungsjahres mit dreimonatiger Frist mit Wirkung zum Monatsende,  

frühestens jedoch mit Wirkung zum Ende des ersten Versicherungsjahres. 
 

(2) Bei einer Prämienfreistellung wird nach den geschäftsplanmäßigen Bestimmungen für die restliche 
Versicherungsdauer auf Grundlage des Rückkaufswertes (siehe § 6 Abs.(2) bzw.(3))  eine verminder-
te Versicherungssumme (bei Er- und Ablebens-  und Ablebensrisikoversicherungen) bzw. eine ver-
minderte Jahrespension (bei Pensionsversicherungen) ermittelt. Wenn diese Versicherungssumme 
bzw. Jahrespension EUR 200,- unterschreitet, wird der Vertrag rückgekauft. 
 
(3) Zu Ablebensrisikoversicherungen mit Versicherungslaufzeiten von weniger als fünfzehn Jahren  ist 
eine Prämienfreistellung nicht möglich. 
 
§ 6b Welche Nachteile entstehen durch eine Kündigung (Rückkauf) oder Prämienfreistellung? 
 
Die Kündigung (Rückkauf) oder Prämienfreistellung Ihres Versicherungsvertrages ist mit Nachteilen 
verbunden. 
Für Er- und Ablebens- und Pensionsversicherungen gilt: 
Der Rückkaufswert liegt, besonders in den ersten Jahren, deutlich unter der Summe der einbezahlten 
Prämien. Der Rückkauf und die Prämienfreistellung Ihres Versicherungsvertrages sind für Sie in den 
ersten Jahren jedenfalls mit einem Verlust eines wesentlichen Teiles der einbezahlten Prämien ver-
bunden. Über die Laufzeit entwickelt sich der Rückkaufswert progressiv, bis er zu Vertragsende die 
garantierte Leistung im Erlebensfall erreicht. 
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Bei Versicherungsverträgen gegen Einmalprämie ist bereits ab Beginn Ihres Versicherungsvertrages 
und Bezahlung der Einmalprämie ein Rückkaufswert vorhanden, der in den ersten Jahren unter der 
geleisteten Einmalprämie liegt. 
 
§ 7 Was ist eine Vorauszahlung? 
 
(1) Sie können – sofern nichts anderes vereinbart ist -  bis zur Höhe des Rückkaufswertes, in den 
ersten fünf Jahren bis zur Höhe der Deckungsrückstellung, eine Vorauszahlung auf die künftige Leis-
tung beantragen. Für diese Vorauszahlung sind zu vereinbarende Zusatzprämien zu bezahlen, auf die 
die Bestimmungen des § 4 anzuwenden sind.  
 
(2) Wir werden die Vorauszahlung nicht vorzeitig zurückfordern. Sie können sie jedoch jederzeit zu-
rückbezahlen, andernfalls wird die Vorauszahlung im Versicherungsfall mit der Leistung, bei Rückkauf 
mit dem Rückkaufswert verrechnet, und bei Prämienfreistellung vor Ermittlung der prämienfreien Ver-
sicherungssumme (bei Kapitalversicherungen) bzw. der prämienfreien Pension (bei Pensionsversiche-
rungen) vom Rückkaufswert abgezogen. 
 
(3) Zu Ablebensrisikoversicherungen und zu Pensionsversicherungen bei bereits laufender Pensions-
zahlung kann eine Vorauszahlung nicht entnommen werden. 
 
§ 8 Welche Bedeutung haben Ihre Antworten auf unsere Antragsfragen? 
 
(1) Wir übernehmen den Versicherungsschutz unter der Voraussetzung, dass Sie alle mit dem Antrag 
verbundenen Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Wenn das Leben einer anderen 
Person versichert oder mitversichert werden soll, ist auch diese für die wahrheitsgemäße und voll-
ständige Beantwortung aller Fragen verantwortlich. 
 
(2) Werden Fragen schuldhaft unrichtig oder unvollständig beantwortet, können wir  innerhalb der 
ersten drei Jahre seit Abschluss,  Wiederherstellung oder einer unsere Leistungspflicht erweiternden 
Änderung des Vertrages vom Vertrag zurücktreten; ist der Versicherungsfall innerhalb dieser Frist von 
drei Jahren eingetreten, können wir auch nach Ablauf der Frist vom Vertrag zurücktreten. 
 
Wir können den Rücktritt nur innerhalb eines Monates ab Kenntnis der Unrichtigkeit oder Unvollstän-
digkeit der Angaben erklären. 
Wir können nicht vom Vertrag zurücktreten, wenn 
 
- wir von der Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Angaben Kenntnis hatten, oder 
- der verschwiegene Umstand keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalles hatte. 
 
(3) Bei arglistiger Täuschung können wir den Vertrag  jederzeit anfechten. 
 
(4) Wenn wir den Vertrag anfechten oder vom Vertrag zurücktreten, bezahlen wir den Rückkaufswert. 
Schuldhaft unrichtige oder unvollständige Angaben können darüber hinaus nach Maßgabe der gesetz-
lichen Bestimmungen zum Verlust des Versicherungsschutzes führen, sodass wir im Versicherungsfall 
nur den Rückkaufswert leisten. 
 
§ 9 Wie umfassend ist Ihr Versicherungsschutz?  
 
(1) Der Versicherungsschutz besteht grundsätzlich unabhängig davon, auf welcher Ursache der Versi-
cherungsfall beruht. 
Wird Österreich in kriegerische Ereignisse verwickelt, von einer nuklearen, biologischen, chemischen 
oder durch Terrorismus ausgelösten  Katastrophe betroffen, bezahlen wir bei dadurch verursachten 
Versicherungsfällen die geschäftsplanmäßige Deckungsrückstellung. 
 
(2) Die geschäftsplanmäßige Deckungsrückstellung bezahlen wir auch bei Ableben 
 
- in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen  Ereignissen, denen die ver-

sicherte Person außerhalb Österreichs bei Ausübung einer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit 
ausgesetzt war, oder 

- infolge Teilnahme an Unruhen auf Seiten der Unruhestifter. 
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(3) Wenn – abgesehen von allfälligen Leistungen im Erlebensfall - lediglich Prämienrückgewähr im 
Fall des Ablebens versichert ist, gelten die einschränkenden Bestimmungen der Abs. (1) und (2) nicht. 
  
§ 10 Was gilt bei Selbstmord?  
 
Bei Selbstmord der versicherten Person nach Ablauf von drei Jahren seit Abschluss, Wiederherstel-
lung oder einer unsere Leistungspflicht erweiternden Änderung des Vertrages besteht voller Versiche-
rungsschutz. Vor Ablauf dieser Frist bezahlen wir die Deckungsrückstellung. Wird uns nachgewiesen, 
dass die Tat in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit begangen wurde, besteht voller Versicherungsschutz. 
 
 Wenn – abgesehen von allfälligen Leistungen im Erlebensfall -  lediglich Prämienrückgewähr im Fall 
des Ablebens versichert ist, gilt diese Bestimmung  nicht. 
 
§ 11 Welche Leistungen erbringen wir im Versicherungsfall? 
 
(1) Bei Ableben der versicherten Person leisten wir die für den Ablebensfall vereinbarte Versiche-
rungsleistung und – bei Er- und Ablebens-  bzw. Pensionsversicherungen - die bis dahin erworbene 
Gewinnbeteiligung. 
 
(2) Im Erlebensfall leisten wir die für den Erlebensfall vereinbarte Versicherungsleistung zuzüglich der 
bis dahin erworbenen Gewinnbeteiligung. Bei Ablebensrisikoversicherungen wird im Erlebensfall keine 
Leistung fällig. 
 
§ 12 Was ist bei Fälligkeit der Versicherungsleistung zu beachten?  
 
(1) Wir können verlangen, dass uns vor Auszahlung der Versicherungsleistung die Versicherungspo-
lizze übergeben wird. 
  
(2) Wir werden  Pensionszahlungen auf ein in Österreich geführtes Pensionskonto des Versicherten 
überweisen. Ansonsten können wir verlangen, dass uns ein amtlicher Nachweis vorgelegt wird, dass 
der Versicherte am Fälligkeitstag der Pensionszahlung gelebt hat. Zu Unrecht empfangene Pensions-
zahlungen müssen an uns zurückgezahlt werden. 
 
(3) Im Ablebensfall der versicherten Person ist uns auch eine amtliche Sterbeurkunde vorzulegen. 
Zusätzlich können wir ärztliche oder amtliche Nachweise verlangen. Die Kosten dieser Nachweise 
trägt der Bezugsberechtigte. 
 
(4) Leistungen an ausländische Berechtigte oder in das Ausland erbringen wir, sobald uns nachge-
wiesen wird, dass wir die Zahlung ohne Gefahr der Haftung für nicht entrichtete Steuern vornehmen 
dürfen. Wir können verlangen, dass der Anspruchsberechtigte den erforderlichen behördlichen Nach-
weis vorlegt. Bei Überweisungen außerhalb der Europäischen Union trägt der Empfänger die Gefahr 
und die Kosten. 
 
§ 13 Wo und wie ist die fällige Versicherungsleistung zu erbringen?  
 
(1) Erfüllungsort für die Leistung ist der Sitz der Gesellschaft in Wien. 
 
(2) Die Versicherungsleistung wird nach Eintritt des Versicherungsfalles und Abschluss der Erhebun-
gen zu Versicherungsfall und Leistungsumfang fällig. Der Versicherer ist nach dem Versicherungsver-
tragsgesetz berechtigt, alle zur Beurteilung seiner Leistungspflicht benötigten Daten zu erheben. Etwa-
ige Prämienrückstände sowie offene Raten des laufenden Versicherungsjahres werden wir von der 
fälligen Versicherungsleistung abziehen. 
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§ 14 Was gilt für Erklärungen, die den Versicherungsvertrag betreffen (Formklausel)? 
 
(1) Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den Versicherer ist die 
geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter Erklä-
rung vereinbart wurde. Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schriftzeichen 
entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (z.B. Telefax oder E-Mail). Schriftform 
bedeutet, dass dem Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit eigenhändiger Unterschrift 
des Erklärenden zugehen muss. Die qualifizierte elektronische Signatur ist der eigenhändigen Unter-
schrift nicht gleichgestellt. 
 
(2) Eine Änderung Ihrer Adresse müssen Sie uns unverzüglich mitteilen. Andernfalls richten wir unse-
re Erklärungen rechtswirksam an Ihre letzte uns bekannte Adresse; dazu genügt die Absendung eines 
nicht eingeschriebenen Briefes. 
 
(3) Wenn Sie Ihren Wohnort außerhalb Europas nehmen, müssen Sie uns eine Person innerhalb Ös-
terreichs benennen, die bevollmächtigt ist, unsere Erklärungen an Sie entgegenzunehmen. 
 
(4) Nach Eintritt des Versicherungsfalles können wir eine Ablehnung, einen Rücktritt oder eine Anfech-
tung auch einem berechtigten Dritten gegenüber rechtswirksam erklären. 
 
§ 15 Wer erhält die Versicherungsleistung? 
 
(1) Sie bestimmen, wer bezugsberechtigt ist. Der Bezugsberechtigte erwirbt das Recht auf die Leis-
tung mit Eintritt des Versicherungsfalles. Bis dahin können Sie die Bezugsberechtigung jederzeit än-
dern. Änderung und Widerruf der Bezugsberechtigung müssen uns schriftlich angezeigt werden. 
 
(2) Sie können auch bestimmen, dass der Bezugsberechtigte das Recht auf die künftige Leistung 
unwiderruflich und damit sofort erwerben soll. Dann kann das Bezugsrecht nur noch mit dessen Zu-
stimmung geändert werden. 
 
(3) Wir können verlangen, dass uns der Bezugsberechtigte seine Identität nachweist. Ist der Überbrin-
ger (Inhaber) der Versicherungspolizze als Bezugsberechtigter bezeichnet, so können wir außerdem 
verlangen, dass er uns seine Berechtigung nachweist. 
 
§ 16 Was gilt bei Vinkulierung, Verpfändung oder Abtretung?  
 
Eine Verpfändung oder Abtretung ist uns gegenüber nur und erst dann wirksam, wenn sie uns schrift-
lich angezeigt wird. Eine Vinkulierung bedarf neben der schriftlichen Anzeige zu ihrer Wirksamkeit 
auch unserer Zustimmung. 
 
§ 17 Was ist bei Verlust der Versicherungspolizze zu tun? 
 
Wenn Sie den Verlust der Versicherungspolizze schriftlich anzeigen, werden wir Ihnen eine Ersatzpo-
lizze ausstellen. 
 
Wir können verlangen, dass eine auf den Überbringer (Inhaber) lautende Versicherungspolizze auf 
Ihre Kosten oder auf Kosten eines Anspruchstellers gerichtlich für kraftlos erklärt wird. 
 
§ 18 Wie lange können Ansprüche geltend gemacht werden (Verjährung)? 
 
Sie können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag innerhalb von drei Jahren ab Fälligkeit der Leis-
tung geltend machen; danach tritt Verjährung ein. Steht der Anspruch einem anderen zu, so beginnt 
die Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung bekannt geworden ist. Ist ihm 
sein Recht nicht bekannt geworden, so verjähren die Ansprüche erst nach zehn Jahren ab Fälligkeit 
der Leistung. 
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§ 19 Wie sind Sie am Gewinn beteiligt? 
 
Im Wege der Gewinnbeteiligung nehmen Sie an den von uns erzielten Überschüssen teil. Ihr Gewinn-
anteil wird abhängig vom vereinbarten Tarif ermittelt und gutgeschrieben. 
Details können Sie Ihrer Versicherungspolizze entnehmen. 
 
Ablebensrisikoversicherungen erhalten keine Gewinnbeteiligung. 
 
§ 20 Anwendbares Recht 
 
Dieser Vertrag unterliegt österreichischem Recht ohne die Verweisungsnorm des österreichischen 
internationalen Privatrechts. 
 
§ 21 Aufsichtsbehörde 
 
Der Versicherer und der diesem Vertrag zu Grunde liegende Tarif unterliegen der Kontrolle und Auf-
sicht durch die Finanzmarktaufsicht (FMA), A-1090 Wien, Otto-Wagner-Platz 5 (www.fma.gv.at), die 
auch für Beschwerden der Versicherungsnehmer zuständig ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.fma.gv.at/
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Anhang: 
 
Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) 
 
§ 5b 
(1) Gibt der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung dem Versicherer oder seinem Beauftrag-

ten persönlich ab, so hat dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser Vertragserklärung auszuhän-
digen. 

(2) Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen vom Vertrag zurücktreten, sofern er  
1. entgegen Abs. 1 keine Kopie seiner Vertragserklärung erhalten hat, 
2. die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmungen über die Festsetzung der 
Prämie, soweit diese nicht im Antrag bestimmt ist, und über vorgesehene Änderungen der Prä-
mie nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung erhalten hat oder 
3. die in den §§ 9a und 18b VAG und, sofern die Vermittlung durch einen Versicherungsvermittler 
in der Form "Versicherungsagent" erfolgte, die in den §§ 137f Abs. 7 bis 8 und 137g GewO 1994 
unter Beachtung des § 137h GewO 1994 vorgesehenen Mitteilungen nicht erhalten hat. 

(3) Dem Versicherer obliegt der Beweis, daß die in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten Urkunden rechtzei-
tig ausgefolgt und die in Abs. 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten rechtzeitig erfüllt worden 
sind. 

(4) Die Frist zum Rücktritt nach Abs. 2 beginnt erst zu laufen, wenn die in Abs. 2 Z 3 angeführten 
Mitteilungspflichten erfüllt worden sind, dem Versicherungsnehmer der Versicherungsschein und 
die Versicherungsbedingungen ausgefolgt worden sind und er über sein Rücktrittsrecht belehrt 
worden ist.  

(5) Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtwirksamkeit der geschriebenen Form; es genügt, wenn die 
Erklärung innerhalb der Frist abgesendet wird. Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins einschließlich einer Belehrung über das Rücktritts-
recht. Hat der Versicherer vorläufige Deckung gewährt, so gebührt ihm hierfür die ihrer Dauer 
entsprechende Prämie. 

(6) Das Rücktrittsrecht gilt nicht, wenn die Vertragslaufzeit weniger als sechs Monate beträgt. 
 
§ 5c 
(1) Ist der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs. 1 Z 2 KSchG), so kann er vom Versiche-

rungsvertrag oder seiner Vertragserklärung ohne Angabe von Gründen binnen 14 Tagen in ge-
schriebener Form zurücktreten. Hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer vorläufige De-
ckung gewährt, so gebührt ihm dafür die ihrer Dauer entsprechende Prämie. 

(2) Die Frist zur Ausübung des Rücktrittsrechts beginnt mit dem Tag zu laufen, an dem dem Versi-
cherungsnehmer 
1. der Versicherungsschein und die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmungen 
über die Prämienfestsetzung oder -änderung,  
2. die in §§ 9a und 18b VAG sowie in den §§ 137f Abs. 7 und 8 und 137g in Verbindung mit § 
137h GewO 1994 vorgesehenen Informationen und 
3. eine Belehrung über das Rücktrittsrecht zugegangen sind. 

(3) Das Rücktrittsrecht nach Abs. 1 steht dem Versicherungsnehmer nicht zu, wenn die Vertragslauf-
zeit weniger als sechs Monate beträgt. Es erlischt spätestens einen Monat nach dem Zugang des 
Versicherungsscheins und einer Belehrung über das Rücktrittsrecht. 

 
§ 6 
(1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Obliegenheit, die vor dem Eintritt des Versiche-

rungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine 
unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nach-
dem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 
es sei denn, daß die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer 
innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen. 

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegende Äqui-
valenz zwischen Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit 
außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das höhere Risiko ta-
rifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen 
bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den 
Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt wor-
den ist. 
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(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminderung der 

Gefahr oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig 
von der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf die verein-
barte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des 
Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung gehabt hat. 

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine Obliegenheit verletzt wird, die nach dem 
Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte 
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit be-
ruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers 
zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die 
Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die 
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat. 

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt 
berechtigt sein soll, ist unwirksam. 

(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur 
ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder eine ande-
re Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird. 

 
§ 16 
(1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluss des Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die 

für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich sind jene 
Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers, den Vertrag überhaupt 
oder zu den vereinbarten Bestimmungen abzuschließen, einen Einfluss auszuüben. Ein Um-
stand, nach welchem der Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als 
erheblich. 

(2) Ist dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen Umstandes unterblieben, so kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Das gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen Um-
standes deshalb unterblieben ist, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis des Umstan-
des arglistig entzogen hat.  

(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Umstand kannte. 
Er ist auch ausgeschlossen, wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsnehmers un-
terblieben ist; hat jedoch der Versicherungsnehmer einen Umstand nicht angezeigt, nach dem 
der Versicherer nicht ausdrücklich und genau umschrieben gefragt hat, so kann dieser vom Ver-
trag nur dann zurücktreten, wenn die Anzeige vorsätzlich oder grob fahrlässig unterblieben ist. 

 
§ 34 
(1) Der Versicherer kann nach dem Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, daß der Versiche-

rungsnehmer jede Auskunft erteilt, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfan-
ges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist. 

(2) Belege kann der Versicherer insoweit fordern, als die Beschaffung dem Versicherungsnehmer 
billigerweise zugemutet werden kann. 

 
§ 38 
(1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluss des Versiche-

rungsvertrags und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versiche-
rer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als 
Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an 
gerichtlich geltend gemacht wird. 

(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls und nach Ablauf 
der Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne 
sein Verschulden verhindert war. 

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, 
wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat. 

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus. 
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§ 39 
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem Versicherungs-

nehmer auf dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestim-
men; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind 
die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Ei-
ne Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam. 

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist der Versicherungsnehmer zur 
Zeit des Eintrittes mit der Zahlung der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen 
Zahlung ohne sein Verschulden verhindert war. 

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. 
Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, daß sie 
mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zah-
lung im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich aufmerk-
sam zu machen. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monates nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung ver-
bunden worden ist, innerhalb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung 
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus. 
 
§ 159 
(1) Die Lebensversicherung kann auf die Person des Versicherungsnehmers oder eines anderen 

genommen werden. 
(2) Wird die Versicherung für den Fall des Todes eines anderen genommen und übersteigt die ver-

einbarte Leistung den Betrag der gewöhnlichen Beerdigungskosten, so ist zur Gültigkeit des Ver-
trages die schriftliche Einwilligung des anderen erforderlich. Ist der andere geschäftsunfähig oder 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt und steht die Vertretung in den seine Person betreffenden 
Angelegenheiten dem Versicherungsnehmer zu, so kann dieser den anderen bei der Erteilung 
der Einwilligung nicht vertreten. 

(3) Nimmt der Vater oder die Mutter die Versicherung auf die Person eines minderjährigen Kindes, 
so bedarf es der Einwilligung des Kindes nur, wenn nach dem Vertrag der Versicherer auch bei 
Eintritt des Todes vor der Vollendung des siebenten Lebensjahres zur Leistung verpflichtet sein 
soll und die für diesen Fall vereinbarte Leistung den Betrag der gewöhnlichen Beerdigungskosten 
übersteigt. 

(4) Soweit die Aufsichtsbehörde einen bestimmten Höchstbetrag für die gewöhnlichen Beerdigungs-
kosten festgesetzt hat, ist dieser maßgebend. 

 
§ 165 
(1) Sind laufende Prämien zu entrichten, so kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsver-

hältnis jederzeit für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode kündigen. 
(2) Ist eine Kapitalversicherung für den Todesfall in der Art genommen, daß der Eintritt der Verpflich-

tung des Versicherers zur Zahlung des vereinbarten Kapitals gewiss ist, so steht das Kündi-
gungsrecht dem Versicherungsnehmer auch dann zu, wenn die Prämie in einer einmaligen Zah-
lung besteht 

 
§ 176 
(1) Wird eine Kapitalversicherung für den Todesfall, die in der Art genommen ist, daß der Eintritt der 

Verpflichtung des Versicherers zur Zahlung des vereinbarten Kapitals gewiss ist, durch Rücktritt, 
Kündigung oder Anfechtung aufgehoben, so hat der Versicherer den auf die Versicherung entfal-
lenden Rückkaufswert zu erstatten. 

(2) Das gleiche gilt bei einer Versicherung der in Abs. 1 bezeichneten Art auch dann, wenn nach 
dem Eintritt des Versicherungsfalls der Versicherer von der Verpflichtung zur Zahlung des ver-
einbarten Kapitals frei ist. Im Fall des § 170 Abs. 1 ist jedoch der Versicherer zur Erstattung des 
Rückkaufswerts nicht verpflichtet. 

(2a) Bei der Berechnung des Rückkaufswertes eines Vertrages, der von einem Versicherungsvermitt-
ler (§ 137 Abs. 1 GewO 1994) vermittelt wurde, der zum Zeitpunkt des Versicherungsvertrages 
nicht in das Register eingetragen war, darf die Provision nicht berücksichtigt werden. 

(2b) Bei der Berechnung der prämienfreien Versicherungsleistung für einen Vertrag, der von einem 
Versicherungsvermittler  
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 § 137 Abs. GewO 1994) vermittelt wurde, der zum Zeitpunkt des Versicherungsvertrages nicht in 
das Register eingetragen war, darf die Provision nicht berücksichtigt werden. 

(3) Der Rückkaufswert ist nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik auf Grund 
der Rechnungsgrundlagen der Prämienkalkulation für den Schluss der laufenden Versicherungs-
periode als Zeitwert der Versicherung zu berechnen. Prämienrückstände werden vom Rück-
kaufswert abgesetzt. 

(4) Der Versicherer ist zu einem Abzug nur berechtigt, wenn dieser vereinbart und angemessen ist. 
(5) Wird eine kapitalbildende Lebensversicherung vor dem Ablauf von fünf Jahren oder einer verein-

barten kürzeren Laufzeit beendet, so dürfen bei der Berechnung des Rückkaufswerts die rech-
nungsmäßig einmaligen Abschlusskosten höchstens mit jenem Anteil berücksichtigt werden, der 
dem Verhältnis zwischen der tatsächlichen Laufzeit und dem Zeitraum von fünf Jahren oder der 
vereinbarten kürzeren Laufzeit entspricht. Ebenso sind diese Kosten bei der Umwandlung in eine 
prämienfreie Versicherung für die Berechnung der Grundlage der prämienfreien Versicherungs-
leistung höchstens nach dem Verhältnis zwischen der tatsächlichen Prämienzahlungsdauer und 
dem Zeitraum von fünf Jahren oder einer vereinbarten kürzeren Prämienzahlungsdauer zu be-
rücksichtigen. 

(6) Der Vermittler hat in den Fällen des Abs. 5 Anspruch auf jenen Teil der Provision samt Nebenge-
bühren, der dem Verhältnis zwischen der tatsächlichen Laufzeit (Prämienzahlungsdauer) und 
dem Zeitraum von fünf Jahren oder der vereinbarten kürzeren Laufzeit (Prämienzahlungsdauer) 
entspricht. Eine Vereinbarung, wonach dem Vermittler ein höherer Provisionsanspruch zusteht, 
ist unwirksam. Der Vermittler hat dem Versicherer eine Provision insoweit zurückzuzahlen, als sie 
das Ausmaß des anteiligen Provisionsanspruchs übersteigt. Die voranstehenden Bestimmungen 
sind auf Vereinbarungen, nach denen der Versicherungsnehmer die Provision unmittelbar dem 
Vermittler zu leisten hat, sinngemäß anzuwenden. 
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Auszug aus dem Konsumentenschutzgesetz (KSchG) 
 
§.3.  
(1) Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom Unternehmer für seine geschäft-

lichen Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe 
oder einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom 
Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach 
binnen einer Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zu-
mindest den Namen und die Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrags 
notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbrau-
cher, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrags zu laufen. Diese Belehrung ist 
dem Verbraucher anlässlich der Entgegennahme seiner Vertragserklärung auszufolgen. Das 
Rücktrittsrecht erlischt bei Versicherungsverträgen spätestens einen Monat nach Zustandekom-
men des Vertrags. 

(2) Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer oder ein mit ihm zusammenwir-
kender Dritter den Verbraucher im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder einer ähn-
lichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprechen auf der Straße in die vom 
Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat. 

(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 
 1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unternehmer oder dessen Beauftragten 

zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat, 
 2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten 

oder ihren Beauftragten vorangegangen sind oder 
 3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie übli-

cherweise von Unternehmern außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das ver-
einbarte Entgelt 15 Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in ständigen Ge-
schäftsräumen betrieben wird und das Entgelt 45 Euro nicht übersteigt. 

(4) Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es genügt, wenn der Verbrau-
cher ein Schriftstück, das seine Vertragserklärung oder die des Unternehmers enthält, dem Un-
ternehmer oder dessen Beauftragten, der an den Vertragshandlungen (Anm.: richtig: Vertrags-
verhandlungen) mitgewirkt hat, mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, daß der Ver-
braucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es genügt, 
wenn die Erklärung innerhalb des im Abs. 1 genannten Zeitraumes abgesendet wird. 

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten, wenn 
der Unternehmer gegen die gewerberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die Entge-
gennahme von Dienstleistungen über das Aufsuchen von Privatpersonen sowie Werbeveranstal-
tungen oder über die Entgegennahme von Bestellungen auf Waren (§§ 54, 57 und 59 Ge-
wO 1994) verstoßen hat. Die Bestimmungen des Abs. 1 und 4 sind auch auf dieses Rücktritts-
recht anzuwenden. Es steht dem Verbraucher auch in den Fällen des Abs. 3 zu. 

 
§.3a.  
(1) Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag weiters zurücktreten, wenn 

ohne seine Veranlassung für seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unternehmer im 
Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich 
geringerem Ausmaß eintreten. 

(2) Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs. 1 sind 
1. die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten, die erforderlich ist, damit die 
Leistung des Unternehmers erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden kann, 
2. die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile, 
3. die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und  
4. die Aussicht auf einen Kredit. 

(3) Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist beginnt zu laufen, sobald für den 
Verbraucher erkennbar ist, daß die in Abs. 1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich ge-
ringerem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung über dieses Rücktrittsrecht erhal-
ten hat. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch spätestens einen Monat nach der vollständigen Erfül-
lung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und Versicherungsverträgen mit einer 
ein Jahr übersteigenden Vertragsdauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen des 
Vertrags. 

(4) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn 
1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen musste, dass die maßgeblichen 
Umstände nicht oder  nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden, 
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2. der Ausschluss des Rücktrittsrechts im einzelnen ausgehandelt worden ist oder 
3. der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des Vertrags bereit erklärt. 

(5) Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß. 
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